Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/208 


Schriftlicher Bericht 

des Rechtsausschusses 
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über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
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Frau Dr. Diemer-Nicolaus, Dorn, Moersch, 
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A. Bericht des Abgeordneten Vogel (Warendorf) 


Der Rechtsausschuß hat die beiden Entwürfe in 
seinen Sitzungen am 12. und 19. Januar 1966 be- 
raten. In der Sitzung am 19. Januar 1966 wurde der 
Entwurf der Bundesregierung (Drucksache V/147), 
der in seinem sachlichen Gehalt im wesentlichen mit 
dem Entwurf der Fraktion der FDP (Drucksache V/61) 
übereinstimmt, aber verbesserte Formulierungen 
enthält, der Beratung im Ausschuß zugrunde gelegt. 
Der Entwurf der Fraktion der FDP konnte mit Rück- 
sicht auf das Ergebnis der Beratung des Regierungs- 
entwurfs für erledigt erklärt werden. 

Die Änderung der Vorschriften des Bürgerlichen 
Gesetzbuches über die Einbringung von Sachen bei 
Gastwirten ist veranlaßt durch das Übereinkommen 
der Mitgliedstaaten des Europarates vom 17. De- 
zember 1962 über die Haftung der Gastwirte für die 
von ihren Gästen eingebrachten Sachen. Insoweit 
wird auf den Schriftlichen Bericht des Rechtsaus- 
schusses (Drucksache V/207) zu dem von der Bundes- 
regierung eingebrachten Entwurf eines Gesetzes zu 


dem Übereinkommen vom 17. Dezember 1962 über 
die Haftung der Gastwirte für die von ihren Gästen 
eingebrachten Sachen (Drucksache V/146) verwiesen. 
Nach Artikel 1 Abs. 1 des Übereinkommens vom 
17. Dezember 1962 haben sich die Vertragsparteien 
verpflichtet, binnen zwölf Monaten nach dem Zeit- 
punkt, in welchem dieses Übereinkommen für sie in 
Kraft tritt, ihr innerstaatliches Recht mit den in der 
Anlage zu dem Übereinkommen enthaltenen Vor- 
schriften in Einklang zu bringen. 

Die in der Anlage zu dem Übereinkommen ent- 
haltenen Vorschriften haben lediglich den Charak- 
ter eines Modellgesetzes. Nach Artikel 1 Abs. 2 des 
Übereinkommens ist es jeder Vertragspartei frei- 
gestellt, den Gastwirten eine weitergehende Haf- 
tung aufzuerlegen (sog. Minimalkonvention). Außer- 
dem läßt Artikel 2 des Übereinkommens in be- 
stimmten Punkten Abweichungen von den in der 
Anlage enthaltenen Vorschriften zu. Die durch das 
Übereinkommen eingeräumten Möglichkeiten zur 
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Gestaltung des innerstaatlichen Rechts sind bei den 
Beratungen des Rechtsausschusses berücksichtigt j 
worden. Der Ausschuß hat sich dabei u. a. von der j 
Überlegung leiten lassen, daß eine Verschlechterung , 
der Wettbewerbssituation der deutschen Beherber- 
gungsbetriebe im Verhältnis zu den Beherbergungs- 
betrieben in den übrigen Mitgliedsländern des ; 
Europarates durch die Auferlegung einer weiter- 
gehcnden Haftung möglichst vermieden werden 
sollte. 

Die wesentlichste Änderung gegenüber dem gel- 
tenden Recht bringen die Bestimmungen über das | 
Haftungssystem in den Fällen reiner Erfolgshaftung. ; 
Während die Erfolgshaftung des Gastwirts nach gel- j 
tendem deutschen Recht der Höhe nach unbe- * 
schränkt ist, aber durch ausdrückliche oder still- j 
schweigende Vereinbarung abbedungen werden j 
kann, sieht der Regierungsentwurf (wie der FDP- I 
Entwurf) in Übereinstimmung mit dem Übereinkom- ; 
men vom 17. Dezember 1962 eine der Höhe nach | 
nur noch beschränkte, dafür aber unabdingbare Haf- 
tung des Gastwirts vor. Der während der Beratung 
vertretenen Auffassung, es solle an der unbe- 
schränkten Erfolgshaftung des geltenden Rechts fest- 
gehalten, diese aber nur bis auf die auch für die be- 
schränkte Erfolgshaftung vorgesehenen Haftungs- 
summen abdingbar gemacht werden, ist der Aus- 
schuß nicht gefolgt. Zustimmung fand die gemäß Ar- 
tikel 2 Buchstabe a des Übereinkommens zulässige 
Bindung der Haftungssumme an die Höhe des Be- 
herbergungspreises, wie sie in § 702 Abs. 1 beider 
Entwürfe vorgesehen ist. Die vom Ausschuß vorge- 
sdilagene Änderung in § 702 Abs. 1 zweiter Halb- 
satz hat nur redaktionelle Bedeutung. 


Dem von einer Minderheit unterstützten Antrag, 
§ 702 a des Regierungsentwurfs zu streichen und da- 
für in § 702 als Absatz 4 einzufügen: 

„(4) Die Haftung des Gastwirts kann im vor- 
aus nicht erlassen werden", 

ist die Mehrheit des Ausschusses nicht gefolgt. Die 
Bedeutung des abgelehnten Änderungsantrages ist 
darin zu sehen, daß er abweichend von § 702 a des 
Regierungsentwurfs für die in § 702 Abs. 2 genann- 
ten Fälle ausnahmslos eine unabdingbare unbe- 
schränkte Haftung festlegen wollte. Dem hat sich 
die Mehrheit des Ausschusses für die Fälle leichter 
Fahrlässigkeit in § 702 Abs. 2 Nr. 1 und für die 
Fälle des § 702 Abs. 2 Nr. 2, in denen der Gastwirt 
eingebrachte Sachen zur Aufbewahrung übernimmt, 
nicht anschließen können. Dagegen ist die Mehrheit 
des Ausschusses der Intention des Antrages inso- 
fern gefolgt, als sie weitergehend als der Regie- 
rungsentwurf in § 702 a Abs. 1 Satz 2 die nach § 702 
Abs. 2 Nr. 1 unbeschränkte Verschuldenshaftung 
aucti für den Fall der groben Fahrlässigkeit unab- 
dingbar sein lassen will. Diesem Zweck dient die für 
§ 702 a Abs. 1 Satz 2 vom Ausschuß vorgeschlagenc 
Änderung. Die Mehrheit des Ausschusses sah sich 
insoweit in Eibereinstimmung mit Artikel 2 Buch- 
stabe d des Übereinkommens vom 17. Dezember 
1962, wo von „Vorsatz" oder „dem Vorsatz gleich- 
stehendem Verschulden" (im französischen Text 
„en cas de dol ou de faute equivalant au dol") die 
Rede ist. 

Die Änderung in Artikel 3 ist auf einen Druck- 
fehler im Regierungsentwurf zurückzuführen. 


Bonn, den 28. Januar 1966 


Vogel (Warendorf) 

Berichterstatter 


2 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Drucksache V/208 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache V/147 — in der 
aus der anliegenden Zusammenstellung ersicht- 
lichen Fassung anzunehmen; 

2. den von den Abgeordneten Busse (Herford), Frau 
Dr. Diemer-Nicolaus, Dorn, Moersch, Freiherr 
von Kühlmann-Stumm und der Fraktion der FDP 
eingebrachten Entwurf eines Gesetzes zur Ände- 
rung von Vorschriften des Bürgerlichen Gesetz- 
buches über die Einbringung von Sachen bei 
Gastwirten — - Drucksache V/61 — durch die Be- 
schlußfassung zu 1. für erledigt zu erklären. 


Berlin, den 19. Januar 1966 


Der Rechtsausschuß 

Dr. Wilhelmi Vogel (Warendorf) 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Änderung von Vorschriften des Bürgerlichen 
Gesetzbuches über die Einbringung von Sachen bei Gastwirten 

— Drucksache V/147 — 

mit den Beschlüssen des Rechtsausschusses 
(12. Ausschuß) 


Entwurf 

Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung von Vorschriften des Bürgerlichen 
Gesetzbuches über die Einbringung von Sachen bei 
Gastwirten 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

An die Stelle der §§ 701 bis 703 des Bürgerlichen 
Gesetzbuches treten die nachstehenden Vorschrif- 
ten: 

„§ 701 

(1) Ein Gastwirt, der gewerbsmäßig Fremde zur 
Beherbergung aufnimmt, hat den Schaden zu erset- 
zen, der durch den Verlust, die Zerstörung oder die 
Beschädigung von Sachen entsteht, die ein im Be- 
trieb dieses Gewerbes aufgenommener Gast einge- 
bracht hat. 

(2) Als eingebracht gelten 

1. Sachen, welche in der Zeit, in der der Gast 
zur Beherbergung aufgenommen ist, in die 
Gastwirtschaft oder an einen von dem 
Gastwirt oder dessen Leuten angewiese- 
nen oder von dem Gastwirt allgemein 
hierzu bestimmten Ort außerhalb der 
Gastwirtschaft gebracht oder sonst außer- 
halb der Gastwirtschaft von dem Gastwirt 
oder dessen Leuten in Obhut genommen 
sind; 

2. Sachen, welche innerhalb einer angemes- 
senen Frist vor oder nach der Zeit, in der 
der Gast zur Beherbergung aufgenommen 
war, von dem Gastwirt oder seinen Leu- 
ten in Obhut genommen sind. 

Im Falle einer Anweisung oder einer Übernahme der 
Obhut durch Leute des Gastwirts gilt dies jedoch 
nur, wenn sie dazu bestellt oder nach den Umstän- 
den als dazu bestellt anzusehen waren. 

(3) Die Ersatzpflicht tritt nicht ein, wenn der Ver- 
lust, die Zerstörung oder die Beschädigung von dem 
Gast, einem Begleiter des Gastes oder einer Person, 
die der Gast bei sich aufgenommen hat, oder durch 
die Beschaffenheit der Sachen oder durch höhere 
Gewalt verursacht wird. 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung von Vorschriften des Bürgerlichen 
Gesetzbuches über die Einbringung von Sachen bei 
Gastwirten 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

An die Stelle der §§ 701 bis 703 des Bürgerlichen 
Gesetzbuches treten die nachstehenden Vorschrif- 
ten: 

„§ 701 

unverändert 
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(4) Die Ersatzpflicht erstreckt sich nicht auf Fahr- 
zeuge, auf Sachen, die in einem Fahrzeug belassen 
worden sind, und auf lebende Tiere. 

§ 702 

(1) Der Gastwirt haftet auf Grund des § 701 nur 
bis zu einem Betrage, der dem Hundertfachen des 
Beherbergungspreises für einen Tag entspricht, je- 
doch mindestens bis zu dem Betrage von eintausend 
Deutsche Mark und höchstens bis zu dem Betrage 
von sechstausend Deutsche Mark. Für Geld, Wert- 
papiere und Kostbarkeiten haftet er in jedem Falle 
nur bis zu einem Betrage von eintausendfünfhundert 
Deutsche Mark. 

(2) Die Haftung des Gastwirts ist unbeschränkt, 

1. wenn der Verlust, die Zerstörung oder 
die Beschädigung von ihm oder seinen 
Leuten verschuldet ist; 

2. wenn es sich um eingebrachte Sachen han- 
delt, die er zur Aufbewahrung übernom- 
men oder deren Übernahme zur Aufbe- 
wahrung er entgegen der Vorschrift des 
Absatzes 3 abgelehnt hat. 

(3) Der Gastwirt ist verpflichtet, Geld, Wert- 
papiere, Kostbarkeiten und andere Wertsachen zur 
Aufbewahrung zu übernehmen, es sei denn, daß sie 
im Hinblick auf die Größe oder den Rang der Gast- 
wirtschaft von übermäßigem Wert oder Umfang oder 
daß sie gefährlich sind. Er kann verlangen, daß sie 
in einem verschlossenen oder versiegelten Behältnis 
übergeben werden. 

§ 702 a 

(1) Die Haftung des Gastwirts kann im voraus 
nur erlassen werden, soweit sie den nach § 702 
Abs. 1 maßgeblichen Höchstbetrag übersteigt. Auch 
insoweit kann sie nicht erlassen werden für den 
Fall, daß der Verlust, die Zerstörung oder die Be- 
schädigung von dem Gastwirt oder von Leuten des 
Gastwirts vorsätzlich verursacht wird oder daß es 
sich um Sachen handelt, deren Übernahme zur Auf- 
bewahrung der Gastwirt entgegen der Vorschrift 
des § 702 Abs. 3 abgelehnt hat. 

(2) Der Erlaß ist nur wirksam, wenn die Erklä- 
rung des Gastes schriftlich erteilt ist und wenn sie 
keine anderen Bestimmungen enthält. 

§ 703 

Der dem Gast auf Grund der §§ 701, 702 zuste- 
hende Anspruch erlischt, wenn nicht der Gast unver- 
züglich, nachdem er von dem Verlust, der Zerstö- 
rung oder der Beschädigung Kenntnis erlangt hat, 
dem Gastwirt Anzeige macht. Dies gilt nicht, wenn 
die Sachen von dem Gastwirt zur Aufbewahrung 
übernommen waren oder wenn der Verlust, die Zer- 
störung oder die Beschädigung von ihm oder seinen 
Leuten verschuldet ist." 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 


§ 702 

(1) Der Gastwirt haftet auf Grund des § 701 nur 
bis zu einem Betrage, der dem Hundertfachen des 
Beherbergungspreises für einen Tag entspricht, je- 
doch mindestens bis zu dem Betrage von eintausend 
Deutsche Mark und höchstens bis zu dem Betrage 
von sechstausend Deutsche Mark; für Geld, Wert- 
papiere und Kostbarkeiten tritt an die Stelle von 
sechstausend Deutsche Mark der Betrag von eintau- 
sendfünfhundert Deutsche Mark. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 


§ 702 a 

(1) Die Haftung des Gastwirts kann im voraus 
nur erlassen werden, soweit sie den nach § 702 
Abs. 1 maßgeblichen Höchstbetrag übersteigt. Auch 
insoweit kann sie nicht erlassen werden für den Fall, 
daß der Verlust, die Zerstörung oder die Beschädi- 
gung von dem Gastwirt oder von Leuten des Gast- 
wirts vorsätzlich oder grob fahrlässig verursacht 
wird oder daß es sich um Sachen handelt, deren 
Übernahme zur Aufbewahrung der Gastwirt ent- 
gegen der Vorschrift des § 702 Abs. 3 abgelehnt hat. 

(2) unverändert 


§ 703 

unverändert 
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Entwurf 

Artikel 2 

Die Vorschriften des Artikels 1 finden keine An- 
wendung, wenn der Verlust, die Zerstörung oder Be- 
schädigung der Sache vor dem Inkrafttreten dieses 
Gesetzes eingetreten ist. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Februar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

Artikel 4 

Dieses Gesetz tritt am in Kraft. 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 

Artikel 2 
unverändert 

Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

Artikel 4 

Dieses Gesetz tritt am 1. April 1966 in Kraft. 
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